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Bildung und Direkte Demokratie

– Daten zu Volksbegehren in den deutschen Bundesländern

1. Einleitung

Eine der wichtigsten Themenfelder der direktdemokratischen Praxis auf Landesebene ist die Bildungspolitik. Dies

verwundert nicht, denn sie stellt einerseits eine Kernkompetenz der deutschen Bundesländer dar, andererseits sieht

sie sich seit einigen Jahren einem Spardruck der öffentlichen Haushalte gegenüber, was zu Konflikten geführt hat

und führt.

Anteil der Bildungspolitik an direktdemokratischen Verfahren (Stand: Ende 2003)

• 2000: 2 von 10 neu begonnenen Verfahren = 20 %

• 2001: 1 von 9 neu begonnenen Verfahren = 11 %

• 2002: 5 von 13 neu begonnenen Verfahren = 38 %

• 2003: 5 von 16 neu begonnenen Verfahren = 31 %

• 1945-2003: 56 von 181 Verfahren (Volksbegehren und unverbindliche Volkspetitionen) = 30,9 %

Die folgende Auflistung illustriert die inzwischen vielfältige Praxis in den deutschen Bundesländern (ohne

Volkspetitionen).
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Tabelle 1: Direktdemokratische Verfahren in den deutschen Bundesländern, Themenbereich „Bildung und Kultur“ (n = 47), Stand: 20.02.2004

Beginn Ende Land Gegenstand Initiatoren Unterstützer Ergebnis Erfolg

1947 1947 Rheinland-Pfalz Artikel 20 Landesverfassung (Schule);

(Sonderabstimmung bei

Verfassungsreferendum)

Vorlage im VE angenommen Erfolgreich im

VE

1966 1967 Bayern Christliche Gemeinschaftsschule:

Gleichstellung der christlichen Gemein-

schaftsschule mit der Konfessionsschule

FDP VB erreicht zu wenig

Unterschriften

Gescheitert

ohne VE

1967 1968 Bayern Christliche Volksschule: Regel: christliche

Gemeinschaftsschule, grundsätzlich

Bekenntnisklassen möglich

CSU Vorlage im VE abgelehnt Gescheitert im

VE

1967 1968 Bayern Christliche Gemeinschaftsschule: Regel:

christliche Gemeinschaftsschule, Alternative:

Konfessionsschule

SPD, FDP Obligatorisches

Verfassungsreferendum:

Vorlage im VE abgelehnt

Teilerfolg im

VE /

Gegenentwurf

1968 1968 Bayern Christliche Gemeinschaftsschule Vorlage im VE angenommen Erfolgreich im

VE

1976 1976 Bayern „Lernmittelfreiheit“: Gegen Sparmaßnahmen

im Schul- und Ausbildungsbereich

„Bürgerkomitee

Lernmittelfreiheit“

SPD, GEW VB wird nicht durchgeführt

aus sonstigen Gründen

Teilerfolg ohne

VE

1977 1977 Bayern „Lernmittelfreiheit II“: Verankerung der

Lernmittel- und Schulwegekostenfreiheit in

der Verfassung

„Bürgerkomitee

Lernmittelfreiheit“

SPD, GEW VB erreicht zu wenig

Unterschriften

Gescheitert

ohne VE

1978 1978 Nordrhein-

Westfalen

Gegen kooperative Schule Elternverein,

Landeselternschaft,

Gymnasien, CDU u.a

VB wird vom Parlament

übernommen

Erfolgreich

ohne VE

1982 1982 Saarland Für ein freiwilliges 10. Hauptschuljahr Landesarbeits-

gemeinschaft

Antrag wird vom Parlament

übernommen

Erfolgreich

ohne VE

1982 1983 Nordrhein-

Westfalen

„Getrennte Schulklassen für deutsche und

ausländische Schulkinder“: für restriktive

Ausländerpolitik

BI „Ausländerstopp“ Antrag wird nicht zugelassen

aus rechtlichen Gründen

Gescheitert

ohne VE
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Beginn Ende Land Gegenstand Initiatoren Unterstützer Ergebnis Erfolg

1985 1986 Bremen Änderung Schulverwaltungsgesetz: Gegen

Verlegung und Auflösung von Schulen und

Schulstufen

Elternverbände CDU Antrag wird nicht zugelassen

aus rechtlichen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1986 1987 Saarland Gegen Schulschließungen Aktionsgemeinschaft

„Rettet die Schulen“

CDU, FDP Antrag wird nicht zugelassen

aus rechtlichen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1993 1993 Sachsen Für Schulgesetznovelle Kreiselternrat der Stadt

Dresden, AG

Grundschulen in Dresden

Antrag wird nicht zugelassen

aus rechtlichen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1994 1996 Sachsen Für Schulgesetznovelle Landeselternrat (LER) VB erreicht zu wenig

Unterschriften

Gescheitert

ohne VE

1994 1994 Bayern Klassengröße „keine Klasse über 30“ GEW, Lehrerverband,

Elternvereinigungen

Diverse Antrag wird nicht zugelassen

aus rechtlichen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1994 1994 Bayern „Bessere Schule“ - für Dezentralisierung und

Kompetenzverlagerung

GEW u.a. diverse Antrag wird nicht zugelassen

aus rechtlichen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1995 1995 Mecklenburg-

Vorpommern

Chancengleichheit für Kinder bei der

Förderung in einer Kindertageseinrichtung

VB wird nicht durchgeführt

aus sonstigen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1996 1997 Bayern Gegen Rechtschreibreform „WIR gegen die

Rechtschreibreform“ in

Bayern

Zulassungantrag wird nicht

eingereicht

Gescheitert

ohne VE

1996 1996 Brandenburg Für Förderung der Jugendarbeit Antrag erreicht zu wenig

Unterschriften

Gescheitert

ohne VE

1996 1997 Bremen Für Erhaltung und Schaffung von

Schulräumen

Zentralelternbeirat B 90/Die Grünen Antrag wird nicht zugelassen

aus rechtlichen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1996 1996 Brandenburg Für Förderung von Musikschulen VB wird abgebrochen Gescheitert

ohne VE

1996 1997 Bremen Lernmittelfreiheit: Verbesserung der Lehr-

und Lernmittelsituation

Zentralelternbeirat B 90/Die Grünen VB erreicht zu wenig

Unterschriften

Gescheitert

ohne VE
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Beginn Ende Land Gegenstand Initiatoren Unterstützer Ergebnis Erfolg

1997 1998 Sachsen WIR Gegen Rechtschreibreform WIR gegen

Rechtschreibreform

VB wird nicht durchgeführt

aus sonstigen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1997 1997 Bremen Unterrichtsversorgungsgesetz: Bessere

Unterrichtsversorgung: Für mehr Lehrer

Zentralelternbeirat B 90/Die Grünen Antrag wird nicht zugelassen

aus rechtlichen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1997 1998 Nordrhein-

Westfalen

Gegen die Rechtschreibreform Zulassungantrag wird nicht

eingereicht

Gescheitert

ohne VE

1997 1998 Niedersachsen Gegen die Rechtschreibreform WIR gegen die

Rechtschreibreform

VB erreicht zu wenig

Unterschriften

Gescheitert

ohne VE

1997 1997 Mecklenburg-

Vorpommern

Gegen Schließung des Studiengangs

Zahnmedizin und der Zahnklinik in Rostock

VB wird nicht durchgeführt

aus sonstigen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1997 1998 Schleswig-

Holstein

Gegen Rechtschreibreform WIR gegen die

Rechtschreibreform

diverse Vorlage im VE angenommen Erfolgreich im

VE

1997 1997 Baden-

Württemberg

Gegen Rechtschreibreform WIR gegen die

Rechtschreibreform

Kreisverbände der Jungen

Liberalen, Lehrerinitiative

Zulassungantrag wird nicht

eingereicht

Gescheitert

ohne VE

1997 2000 Schleswig-

Holstein

„Schule in Freiheit“ - weitgehende

Selbstverwaltung der Schulen

Aktion mündige Schule -

Schule in Freiheit

Antrag wird nicht zugelassen

aus rechtlichen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1998 1999 Berlin Gegen die Rechtschreibreform BVR Berliner Verein für

deutsche Rechtschreibung

und Sprachpflege e.V.

VB erreicht zu wenig

Unterschriften

Gescheitert

ohne VE

1998 2000 Bremen WIR gegen die Rechtschreibreform I:

Beibehaltung der alten Rechtschreibregeln

WIR gegen die

Rechtschreibreform e.V.

VB erreicht zu wenig

Unterschriften

Gescheitert

ohne VE

1999 2001 Niedersachsen Erhalt des Kindertagesstättengesetzes –

„Keine Kürzung bei den Kurzen“

Elterninitiativen Wohlfahrtsverbände,

Kirchen, Gewerkschaften

VB wird vom Parlament

übernommen

Erfolgreich

ohne VE

1999 2000 Brandenburg Für Förderung von Musikschulen Landesverband der

Musikschulern, PDS

VB erreicht zu wenig

Unterschriften

Teilerfolg ohne

VE

1999 2000 Bayern Gegen Rechtschreibreform II WIR gegen die

Rechtschreibreform

Zulassungantrag wird nicht

eingereicht

Gescheitert

ohne VE
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Beginn Ende Land Gegenstand Initiatoren Unterstützer Ergebnis Erfolg

1999 1999 Bremen WIR gegen die Rechtschreibreform II:

Beibehaltung der alten Rechtschreibregeln

WIR gegen die

Rechtschreibreform e.V.

VB wird nicht durchgeführt

aus sonstigen Gründen

Gescheitert

ohne VE

1999 1999 Mecklenburg-

Vorpommern

Für Wiedereinrichtung des Studiengangs

Zahnmedizin und den Erhalt der Zahnklinik an

der Univ. Rostock

Antrag wird vom Parlament

übernommen

Erfolgreich

ohne VE

1999 2000 Bayern Schulreform, für Alternativmodell Elternverband,

Lehrerverband BLLV

SPD, Grüne, 30 weitere

Organisationen

VB erreicht zu wenig

Unterschriften

Gescheitert

ohne VE

1999 1999 Mecklenburg-

Vorpommern

„Wir stoppen die Rechtschreibreform“ WIR gegen die

Rechtschreibreform

VB wird nicht durchgeführt

aus sonstigen Gründen

Gescheitert

ohne VE

2000 2001 Brandenburg „Für unsere Kinder“ - Verbesserung Situation

in Kindertagesstätten

Aktionsbündnis „Für unsere

Kinder“ GEW, ÖTV,

Landeselternbeirat der

Kindertagesstätten,

Frankfurter Lobby für

Kinder, Frauenpolitischer

Rat

PDS, Bündnis 90/Die

Grünen, Verband

Alleinerziehender Mütter und

Väter, Grün-Alternatives

Jugendbündnis Brandenburg

Antrag wird nicht zugelassen

aus rechtlichen Gründen

Gescheitert

ohne VE

2000 2001 Sachsen-Anhalt „Für die Zukunft unserer Kinder“ - Gegen

Senkung Landeszuschüsse für

Kinderbetreuung

Elterninitiative,

Gewerkschaften

VB erreicht zu wenig

Unterschriften

Gescheitert

ohne VE, aber

zweiter Anlauf

2003!

2001 2003 Sachsen Gegen Schulschließungen - für kleinere

Klassen („Zukunft braucht Schule“)

Aktionsbündnis PDS, SPD,

Landeselternrat,

Landesschülerrat und

Gewerkschaften

VB erreicht zu wenig

Unterschriften (Quorum nur

knapp verfehlt);

Teilerfolg: Maximale

Klassenstärke von 33 auf 28

Schüler gesenkt (VB forderte

eine Obergrenze von 25

Schülern)

Teilerfolg ohne

VE
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Beginn Ende Land Gegenstand Initiatoren Unterstützer Ergebnis Erfolg

2002 2003 Brandenburg Gegen Fusion zweier Sender, gegen

Rundfunkstaatsvertrag

Einzelpersonen PDS Zu wenig Unterschriften,

Zulassungsantrag wurde

nicht eingereicht

Gescheitert

ohne VE

2002 2004 S. -Holstein „Bildungswüste Grundschule“: Für

Verbesserungen im Schulbereich

BI, Elterninitiative CDU, FDP, Grüne

www.bildungswueste-

grundschulde.de

Antrag wird nicht zugelassen

aus rechtlichen Gründen

(Finanztabu), Klage wird

derzeit erwogen

Gescheitert

ohne VE

2002 2003 Niedersachsen Gegen Unterrichtsausfälle (Ausfallgarantie) Die Republikaner Antrag erreicht zu wenig

Unterschriften

Gescheitert

ohne VE

2003 Hamburg „VolxUni - Rettet die Bildung“: für Erhalt der

Hochschule für Wissenschaft und Politik

AStA der HWP www.volxuni.de Antrag erfolgreich, Senat

will evtl. klagen auf

Unzulässigkeit (Finanztabu)

offen

2003 Hamburg „Bildung ist keine Ware“: Gegen

Privatisierung von Berufsschulen

Aktionsbündnis „Bündnis

für Berufsbildung“

Elternkammern, DGB,

GEW, attac

www.bildung-ist-keine-

ware.de

VB erfolgreich offen

Abkürzungen: VI = Volksinitiative, VB = Volksbegehren, VE = Volksentscheid


